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Politische PR unter den Bedingungen von Komplexität und Eigensinn

Hans-Jürgen Arlt

Heute wissen wir, wie es weiter geht nach Hunzinger. Einfach. Es geht einfach weiter. Die Empörung war Ritual. Einen Sündenbock dingfest zu machen, ist immer ein Opferritual, keine Aufklärung, die die Perspektive einer veränderten Praxis hätte. Trotzdem bleibt die Frage: Wie weit darf man gehen? Was geht und was geht zu weit? Der „Beziehungsmakler“, wie Hunzinger sich selbst nennt, gehört zur PR-Branche wie Max zu Moritz, aber er ist zu weit gegangen. Er hat der PR-Branche Kummer gemacht.

Erinnert sich noch jemand an Tom Kummer? Tom Kummer hat vor einigen Jahren dem SZ-Magazin gefakte Promi-Interviews verkauft. „Borderline-Journalismus“ hat die SZ-Redaktion das dann genannt: Der Journalist als Grenzgänger zwischen Fakten und Fiktionen, zwischen Finden und Erfinden, zwischen Geschichte und Geschichten. Hunzinger macht Borderline-PR. Er hat PR als Spiel ohne Grenzen betrieben, er hat „die Geschäfte praktiziert, von denen seine Konkurrenz träumt“ (Leif 2003, 45) - und verloren. Neues Spiel, neues Glück.

Grenzen zu überwinden gilt nicht nur im Land der unbegrenzten Möglichkeiten prinzipiell als eine gute Tat. Wer Grenzen überschreitet kann als Held enden – oder als Schurke. Das ist das große Risiko des Grenzgängers: Die Orientierung zu verlieren, durcheinander zu bringen, was sich hier gehört und was dort hin gehört. Dann verursacht er auf allen Seiten Verletzungen und verliert hier wie dort Ansehen und Anerkennung. Das ist die Erfahrung, die Moritz Hunzinger machen musste. Welche Grenzen werden innerhalb der politischen Kommunikation gezogen? Das Sortiment des kommunikativen Handelns in der Politik ist sehr breit. Zu den bekannteren Sortennamen gehören Journalismus, Werbung, Propaganda, PR, Lobbying, Public Affairs, politische Beratung, Spin doctoring etc. Das sind Begriffe von sehr unterschiedlicher Reichweite. Einige sind in sich tief ausdifferenziert, z.B. der Journalismus, während andere wie die Beratung nicht so viele Spielarten kennen. In der Alltagssprache geht es drunter und drüber, in der Wissenschaft geht es hin und her. Kaum eine Bezeichnung ist eindeutig. Das erschwert die Kommunikation. Da hilft nur eines: Kommunikation.

Drei Annäherungen an das Problem werden im Folgenden versucht, eine (1) über ein bisschen empirische Beschreibung, die andere (2) über eine kurze kommunikationstheoretische Bemerkung, die dritte, ausführlichere (3) via Überlegungen zum Eigensinn von Politik und Mediensystem. Annäherungen – an welches Problem? Das Problem der Professionalisierung der politischen Kommunikation. Was können, was dürfen, was sollen Profis der politischen Kommunikation? Für Ärzte und Architekten, für Pädagogen und Fußballspieler stellen sich solche Fragen auch. Dort wird an den Antworten schon sehr viel länger gearbeitet, deshalb kennt man sie besser. Der Zahnarzt, der sich anschickt einen Blinddarm zu operieren, der Torwart, der sich als Mittelstürmer versucht, die Mathelehrerin, die Deutschaufsätze korrigiert – das sind die Hunzingers ihrer Profession. Diese Alleskönner, die von nichts genug bekommen, nur ihr Können, das genügt ihnen für alles.

1. Die empirische Annäherung handelt von Walter Winter, einem fiktiven Gewerkschaftsvorsitzenden, der sich in die Politik einzumischen versucht. Die Politik, das wissen wir von den Politologen, trifft im Medium der Macht allgemein verbindliche Entscheidungen. Was will Winter? Er will, dass bestimmte politische Entscheidungen getroffen oder verhindert werden. Walter Winter weiß vielleicht nicht immer, was er will, aber er weiß, was er nicht will, z.B. dass Arbeitlosen- und Sozialhilfe auf Sozialhilfeniveau zusammengelegt werden.

Was kann er tun? - Er kann – darin unterscheidet er sich von fast allen anderen Bürgerinnen und Bürgern seines Landes – er kann zu dem für die politischen Richtlinien dieses Landes derzeit zuständigen Genossen gehen und ihm sagen, er möge das lassen. Das ist keine leichte Kommunikationsaufgabe, aber eine überschaubare. Nun sind politische Entscheidungsprozesse in halbwegs demokratischen Staaten keine Vieraugen-Zweimänner-Geschäfte. Das zuständige Ministerium, die Fraktion, die Partei wollen mitreden. Dadurch steigt der Kommunikationsbedarf des Kollegen Winter enorm. Was Walter Winter hier macht, nennt man Lobbyismus. Er leistet Kommunikationsarbeit mit dem Ziel, auf formellen und informellen Wegen (in der Regel durch direkte, interpersonale Kommunikation) Einfluss auf den politischen Entscheidungsprozess zu nehmen.

Wie kann man im direkten Gespräch Einfluss nehmen? Man kann informieren und argumentieren, auf Probleme und Risiken hinweisen. Politische Entscheidungsträger müssen sich für die Qualität und die Folgen ihrer Entscheidungen interessieren. Sie wollen wiedergewählt werden. Deshalb hören sie sich Lobbyisten an, sie machen sogar Anhörungen. Diese sind eine öffentliche, eine kontrollierbare Form von Lobbyismus. Wenn Kollege Winter und Genosse Schröder zusammen sitzen, dann ist das eine geschlossene Kommunikation. Wir wissen nicht, was und wie sie miteinander reden, aber wir wissen dank Jürgen Habermas, dass man nicht nur Informationen und Argumente austauschen, sondern auch offen oder versteckt strategisch kommunizieren kann, also Drohungen aussprechen und Versprechungen machen, den anderen nicht zu Wort kommen und Informationen bewusst weg lassen. 

Um den Erfolg seiner Kommunikation wahrscheinlicher zu machen, kann man auch – im Luhmann-Deutsch ausgedrückt – symbolisch generalisierte Kommunikationsmedien einsetzen, also Geld, Macht, Liebe, Recht etc.

Allerdings, und hier drohen folgenschwere Grenzverletzungen, darf in unserer funktional differenzierten Gesellschaft möglichst nur das systemadäquate Medium eingesetzt werden. Wer in der Politik Entscheidungen mit Geld, in der Wirtschaft mit Liebe, vor Gericht mit Macht durchsetzt, wird – falls es öffentlich wird - als unmoralisch oder sogar als kriminell disqualifiziert.

Hat Walter Winter Macht, womit kann er drohen, was kann er versprechen? Er könnte dem Kanzler sagen: Ich kann zwar keinen Gerd-Song singen, aber ich werde dich öffentlich kritisieren. Ich bin ein anerkannter und glaubwürdiger Sprecher, meine Meinung wird Einfluss haben auf die öffentliche Meinung. Damit hat sich Walter Winter eine neue Kommunikationsaufgabe gestellt. Er kann jetzt eine Pressemitteilung schreiben (lassen), er kann ein Interview geben oder vielleicht sogar zu einer Pressekonferenz einladen. Walter Winter kann noch weiter gehen und drohen, öffentliche Proteste zu organisieren. Damit hat er die nächste Kommunikationsaufgabe am Hals, die deutlich umfangreicher ist als ein Gesprächstermin beim Kanzler. Er müsste, wenn er es ernst meint, eine Kampagne planen. Er müsste sich mit seiner eigenen Organisation verständigen, die anderen Gewerkschaften informieren, in den Betrieben mobilisieren, eine Kommunikationsstrategie entwickeln, ein Kampagnendesign, eine Motto, ein Logo, Flugblätter, Plakate, Anzeigen, einen Internet-Auftritt, Hintergrundgespräche mit Journalisten führen, Events organisieren und manches mehr. Es wimmelt nur so von Kommunikationsaufgaben – und von Agenturen, die anbieten, sie zu übernehmen: Werbe-, Web-, Event,-PR-, Media-, Sponsoring-, Full-Service-Agenturen.

Die Kommunikationsfäden, die ein einzelner Walter Winter spinnt und spannt, müssen jetzt viele tausend Mal multipliziert werden, um einen ersten Eindruck zu bekommen von dem Kommunikationsnetz, in dem Politik sich vollzieht.

Der Vorsitzende Winter hat manche Möglichkeiten, die die meisten anderen nicht haben. Was macht der Unternehmer Hans Herbst, der auf eine politische Entscheidung Einfluss nehmen will, weil er sie für geschäftsschädigend hält? Er hat mit Politik normalerweise nichts zu tun, kennt weder Hinz noch Kunz, aber vielleicht den Beziehungsmakler Hunzinger, der ihm die Türen öffnet. Schließen wir diese Tür gleich wieder und wenden wir uns von den interessierten Absendern ab und den interessierten Adressaten zu, denn diese sind ja auch Absender politischer Kommunikation.

Was tun PolitikerInnen, die auf alle diejenigen Einfluss nehmen wollen, die darüber entscheiden, welche PolitikerInnen kollektiv verbindliche Entscheidungen treffen, also regieren dürfen? Sie können keine Gesprächstermine machen mit jedem einzelnen Wähler, mit jeder Wählerin, aber kommunizieren müssen sie mit dem Wahlvolk nicht nur in den Wochen vor der Wahl. In diesen Wochen vor der Wahlentscheidung werden, wie immer direkt vor einer Entscheidung, die Kommunikationsanstrengungen stark intensiviert. Eine Kampagneninflation bricht aus, Agenturen machen beste Geschäfte. 

Wie sie hinter verschlossenen Türen erfolgreich kommunzieren, glauben die meisten Politiker zu wissen. In der öffentlichen Kommunikation sind sie sich nicht so sicher. Wie man eine wichtige Rede oder ein Fernsehstatement hält, in einer Talkshow auftritt, ein Radiointerview gibt, einen Gastkommentar schreibt, eine Botschaft auswählt und zuspitzt oder, alles einen Schritt zurück, wie man überhaupt ins Fernsehen kommt, nach einem Interview gefragt, von einer Redaktion eingeladen wird, kurz: wie man reinkommt und wie man ankommt - dafür hat man seine Leute oder engagiert Berater, die sich um den Auftritt, um das Aussehen und das Ansehen kümmern.

Wie der Warenproduzent das Design und das Model mit einer Schönheitsoperation seinen Körper so verbessert der Politiker bei Bedarf sein Image. So kam Scharping erst zu Hunzinger und dann in den Swimmingpool. Am Ende ist seine Glaubwürdigkeit abgesoffen.

An dieser Stelle schleicht sich schnell ein ironischer Unterton ein und die Nase beginnt sich zu rümpfen – trotzdem machen diese Politiker etwas ganz Vernünftiges: Sie versuchen ihren Kommunikationserfolg zu optimieren. Irgendwie mögen wir professionelle politische Kommunikation nicht, sie hat einen Hauch von professioneller Liebe, sie hat die Anmutung künstlicher Blumen, sie wirkt nicht ‚echt, kantig, kompetent‘ – aber nur, wenn sie schlecht gemacht ist.

2. Unabhängig davon, was es ist, beginnt alle Professionalisierung mit dem Versuch zu begreifen, wie es funktioniert. Profis wissen, können und machen es besser. Was können die Profis der politischen Kommunikation? Sie wissen, wie erfolgreiche politische Kommunikation gemacht wird. Wissen sie es? 

Kommunikation ist an sich schon eine höchst voraussetzungsvolle Operation. Erfolgreich zu kommunizieren -  d.h. seine Adressaten überhaupt zu erreichen, ihre Aufmerksamkeit zu bekommen, ihr Verstehen sicher zu stellen und schließlich ihre Zustimmung zu gewinnen – das ist in der Politik ein Unterfangen ohne jede Erfolgsgarantie. Natürlich, wenn der Offizier dem Rekruten, wenn der Chef den Mitarbeitern sagt, was sie machen sollen, dann ist der Erfolg der Kommunikation durch die soziale Beziehung sicher gestellt. Solche Adressaten müssen erreichbar, aufmerksam, verständigungsbereit und einverstanden sein. Sogar das Verstehen ist eine soziale Frage. Bescheinigen oder bestreiten zu können, dass der andere richtig verstanden hat, bedeutet der Stärkere zu sein, wie sich bei „Alice im Wunderland“ lernen lässt: „‘Es fragt sich nur‘, sagte Alice, ‚ob man Wörter einfach etwas anderes heißen lassen kann.‘ ‚Es fragt sich nur‘, sagte Goggenmoggel, ‚wer der Stärkere ist, sonst weiter nichts.‘“

Mit freien und gleichen Staatsbürgerinnen und -bürgern zu kommunizieren, bedeutet, den Erfolg der Kommunikation nicht durch externe Faktoren geschenkt zu bekommen. Noch nicht immer, aber immer öfter muss die politische Kommunikation selbst den Erfolg der Kommunikation herbeiführen. Und wenn alles von Kommunikation abhängt, dann kommt es zuallererst auf die Glaubwürdigkeit des Absenders an und auf das Vertrauen, das die Adressaten ihm entgegen bringen (Bentele 1998). Deshalb hat die Professionalierung der politischen PR hier eine kritische Grenze. Jeder kommunikativen Handlung eines Absenders wohnt die unaufhebbare Differenz inne zwischen Information und Mitteilung. Was ein Absender in der Welt beobachtet und welche Informationen er daraus gewinnt, ist notwendigerweise etwas anderes als das, was er Adressaten mitteilt. Niemand kann jemandem in den Kopf schauen, die Information muss in Zeichen transformiert und mittels Medien transportiert werden. Deshalb ist Aufrichtigkeit nicht kommunizierbar (Luhmann 1994, 207f.). In der Differenz zwischen Information und Mitteilung steckt ein Verstellungs- und Verführungspotential, das auszuschöpfen jeder sich verdächtig macht, der professionell kommuniziert. Öffentlichkeitsarbeit schwebt deshalb immer in der Gefahr zu zerstören, was sie aufbauen soll: Vertrauen (Arlt 1998, 78f.).

Hinzu kommt: Die Durchsetzung der Meinungs-, Rede-, Versammlungs- und Pressefreiheit bedeutete nicht nur, dass alle öffentlich (fast) alles sagen dürfen. Sie eröffnete zugleich die Möglichkeit nicht hin zu hören, nicht hin zu gehen, nicht zu lesen. Alle dürfen reden, niemand muss zuhören. Wer nicht hinhören muss, muss auch nicht hören. Die Freiheit abzulehnen erzeugt die Freiheit anzubieten. Eine bestimmte Botschaft nicht annehmen zu müssen, eröffnet die Perspektive, eine andere annehmen zu können. Die Wahl zu haben, lässt Kommunikation wichtig werden – auf dem Meinungsmarkt, auf dem Warenmarkt, auf dem Heiratsmarkt.

Wer erfolgreiche politische Kommunikation als Dienstleistung anbietet, muss natürlich in seiner Selbstdarstellung so tun, als könnte er diesen Dienst zuverlässig leisten. Spätestens an dieser Stelle zeigt sich, dass die PR-Branche und ihr schwarzes Schaf zur selben Herde gehören. Sie geben Erfolgsverspechen, die sie nicht halten können. Gewiss, es gibt bessere und schlechtere, aber richtig gute, die sich auf die Schwierigkeiten erfolgreicher politischer Kommunikation wirklich einlassen, die die Probleme kennen und benennen, gibt es nach meiner Erfahrung nur als seltene Einzelexemplare. Das liegt übrigens nicht nur an den PR-Leuten, das liegt auch an deren Kunden, die von den Problemen nichts hören wollen, weil sie sich, nähmen sie ihre Kommunikationaufgaben ernst, auch selbst anders verhalten müssten.

3. Das wird vor allem dann deutlich, wenn man nicht nur die Komplexität kommunikativen Handelns, sondern auch die Funktionslogik des modernen Mediensystems in ihren Unterschieden zur Politik in die Überlegungen einbezieht. Wie gelingt es politischen Akteuren überhaupt ihre Themen auf die öffentlich Agenda zu setzen? Leicht zu beantworten ist diese Frage für das 19. Jahrhundert, dessen massenmediale politische Kommunikation noch halbwegs übersichtlich ist: Die Themen werden von niemand anderem als den politischen Hauptakteuren

gesetzt. Massenmedien sind Sprachrohre der politischen Absender.

Massenmedien gestern waren Absender orientiert. Wenn sie ihr nicht ohnehin gehörten, waren die Printmedien auf das Engste mit der jeweiligen politischen oder gesellschaftlichen Organisation verbunden, sie waren - keineswegs ausschließlich, aber doch dominierend - Meinungspresse. Ich nenne Bimarcks konservative „Neue Preussische (Kreuz-)Zeitung“, die „Nationalzeitung“ der Liberalen, die „Germania“ des Zentrums oder den „Vorwärts“ und die Gewerkschaftszeitungen. Redakteure waren nichts anderes als Öffentlichkeitsarbeiter. Die Interaktion zwischen Politik und Medien verlief als Einbahnstraße. Hier waren die politischen Akteure, die die Themen und die Botschaften definierten, und dort die Transporteure, die für die Verbreitung zuständig waren. So stellen sich viele politische Spitzenfunktionäre Öffentlichkeitsarbeit bis heute vor.

Für die politischen Akteure selbst hat sich scheinbar auch nichts geändert. Sie haben weiterhin zwei Kriterien, mit deren Hilfe sie unterscheiden, ob ein Thema wichtig ist oder unwichtig: Ihre Programmatik und ihren Machtwillen. Sie sind in der Regel vollauf damit beschäftigt, die Praxis zu finden, welche die Ziele ihres Programms und ihren Willen zur Macht gleichzeitig bedient und dabei vielleicht auch ihrem individuellen Aufstieg dienlich ist. In einer dieser drei Kategorien, als Überzeugungstäter, als Machtmenschen oder als Karrieristen, werden die einzelnen Akteure auch meistens wahrgenommen. Bereits diese binnenpolitische Perspektive eröffnet ein reichhaltiges Potential an Thematisierungskonflikten – zwischen den unterschiedlichen politischen Organisationen, aber auch innerhalb der jeweiligen Organisation. Das beginnt schon bei der Tagesordnung einer einzigen Sitzung eines einzelnen kollektiven Akteurs. Aber wir lassen die Politik mit ihrem hausinternen Fight um die Favorisierung von Themen jetzt erst einmal alleine und wenden uns dem Phänomen zu, das gerne als die Mediatisierung der Politik bezeichnet wird. 

Geläufig sind uns Begriffe wie Verrechtlichung, Ökonomisierung, Verwissenschaftlichung, auch Politisierung; gemeint ist immer, dass die Entscheidungskriterien eines gesellschaftlichen Teilsystems Bedeutung bekommen in anderen Teilbereichen. Dass es so etwas wie ein Wirtschaftssystem oder ein Rechtssystem oder ein Bildungssystem gibt, ist uns selbstverständlich. Dass wir inzwischen auch ein Mediensystem haben, wird theoretisch kein Mensch bei vollem Bewustsein mehr bestreiten. Im Organisationsalltag allerdings sind Medien- und Kommunikationskompetenz, das bestätigen alle empirischen Untersuchungen über den internen Stellenwert von Öffentlichkeitsarbeit, keine wirklich anerkannten Qualifikationen. Wer nur das kann, kann in den Augen traditioneller Organisationsfürsten nur wenig – jedenfalls im Unterschied zu einem ordentlichen Juristen, einem Wirtschaftsexperten oder einer Bildungsfachfrau.

In modernen Gesellschaften gehen die meisten Menschen inzwischen davon aus, dass Richter nach Recht und Unrecht, nicht nach rechts oder links entscheiden, dass Wirtschaftsakteure nach dem Geldbeutel fragen, nicht nach dem Parteibuch und dass Lehrkräfte das Wissen bewerten, nicht den Glauben - auch wenn im konkreten Fall immer wieder der Verdacht aufkommt, dass es anders gewesen sein könnte. Schwerer tun wir uns damit anzuerkennen, dass auch das Mediensystem sein eigenes Unterscheidungskriterium hat, was ein Thema und was kein Thema, was wichtig und was unwichtig ist. Zumal politische Leserinnen, Hörer und Zuschauer die Massenmedien ganz automatisch anhand politischer Kriterien beurteilen, also ob die Veröffentlichungen die Ziele ihres Programms, ihren Willen zur Macht und ihre persönliche Karriere fördern oder behindern. Politische Rezipienten interessiert, ob sie Zustimmung finden oder auf Ablehnung stoßen. Das ist sehr normal. Wer kommunikativ handelt, kommuniziert in aller Regel nicht um der Kommunikation willen, sondern er verbindet damit ein Anliegen, für das er auf Zustimmung aus ist.

Von dieser Regel bildet das Mediensystem die wahrscheinlich wichtigste Ausnahme. Das Mediensystem will nichts anderes als dass Kommunikation stattfindet. Der Unterschied, von dem für die Massenmedien alles abhängt, heißt nicht Zustimmung oder Ablehnung, sondern Kommunikation oder keine. Kommunikation findet statt, wenn Adressaten erreicht werden, wenn die Adressaten der Mitteilung Aufmerksamkeit schenken und die Adressaten (irgend) etwas verstanden haben. Daraus können und müssen wir schließen, Massenmedien heute sind Adressaten orientiert. Über ihr Schicksal entscheidet ihr Publikum. Vielleicht hilft dieser Vergleich: Wie das Kapital gleichgültig ist gegenüber dem Gebrauchswert der Waren, in welchen es sich verstofflicht, wenn sie nur ihren Tauschwert realisieren, so ist das Mediensystem gleichgültig gegenüber den Themen, die kommuniziert werden, wenn nur kommuniziert wird. Es geht nicht um die Themen, Kampfhunde oder Königskinder, Börsenkurse oder Fussballergebnisse, das ist egal. Kommunikation funktioniert nicht ohne Themen, aber für das Mediensystem sind nicht die Themen entscheidend, sondern dass Kommunikation zustande kommt. Für die Politik dagegen zählt das Thema; bevor sie ihr Thema aufgibt, riskiert sie lieber, dass keine Kommunikation statt findet.

So wie beschrieben kann das Mediensystem nur unter der Voraussetzung politischer Unabhängigkeit funktionieren, denn solange es auf die Politik ankommt, kommt es immer auch auf die Themen an. Die politische Unabhängigkeit der Massenmedien und ihre Gleichgültigkeit gegenüber Themen sind zugleich Bedingung der Möglichkeit ihrer Ökonomisierung. Das Mediensystem hat seine alten politischen Abhängigkeiten eingetauscht gegen ökonomische Abhängigkeit. Auflagenjagd und Quotenhatz kann nur der erfolgreich betreiben, dem es nicht um Themen und politische Anliegen geht. Die Summe aus thematischer Gleichgültigkeit und ökonomischer Abhängigkeit hat einen bekannten Namen: Unterhaltung. Wenn das Leitmedium zum Unterhaltungsmedium mutiert, dann ist das unter diesen Bedingungen keine Überraschung. Unterhaltung ist das Kommunikationsformat, das sich restlos auf den Adressaten einlässt und einstellt, das von ihm nichts will (außer sein Geld). Deshalb haben politische Menschen so viele Probleme mit ‚bloßer Unterhaltung‘, sie wollen immer irgend etwas von ihren Adressaten und zwar mehr als Geld.

Um das Funktionieren der Massenmedien zu verstehen, muss ein drittes Moment berücksichtigt werden, das für politische Menschen das erste ist. Über die Massenmedien konstituiert sich in der Massengesellschaft die gesamtgesellschaftliche Öffentlichkeit. Die moderne Öffentlichkeit ist als Zwilling geboren, ihre Schwester ist die Demokratie. Deshalb verbinden wir mit den Massenmedien unabdingbar eine Informations-, Kritik- und Kontrollfunktion. Für das Mediensystem sind somit drei Merkmale konstitutiv: Thematische Gleichgültigkeit, ökonomische Abhängigkeit, demokratische Funktionstüchtigkeit.

Was bedeutet das für die Interaktion zwischen Politik und Mediensystem? Dazu abschließend einige Hinweise in wissenschaftlicher und in praktischer Perspektive

Wissenschaftlich weiß man es nicht so genau, obgleich die Interaktion zwischen Politik und Medien Gegenstand intensiver Analysen ist mit nicht wenigen daraus resultierenden Thesen und Theorien. Sie wird oft beschrieben als ein Verhältnis der Dominanz der Politik über die Medien. Dass die herrschende Meinung die Meinung der Herrschenden sei, dass Pressefreiheit das Recht einer Handvoll Millionäre sei, ihre Meinung zu drucken, dass ein Strukturwandel der Öffentlichkeit stattgefunden habe hin zu einer Instrumentalisierung dieser Öffentlichkeit für private Interessen (Habermas 1962), dass die Berichterstattung weit überwiegend auf die Initiative politischer Akteure zurückgehe, auf Pressemitteilungen, Pressekonferenzen, inszenierte Events (Baerns 1985) - alle diese Thesen gehören in diesen Kontext. 

Umgekehrt wird das Verhältnis von Politik und Medien inzwischen auch gerne als ein Abhängigkeitsverhältnis der Politik von den Medien dargestellt und eine Kolonisierung der Politik durch das Mediensystem diagnostiziert. Mediokratie, symbolische Politik, Infotainment und Politainment heißen dazugehörigen Stichworte. Natürlich fehlt auch die dritte Position nicht, die das Verhältnis als Symbiose beschreibt, als wechselseitige Abhängigkeit und darauf Modelle aufbaut, z.B. das sogenannte Intereffikationsmodell (Bentele/ Liebert/ Seeling 1997). Angesichts der Vielfalt der Erklärungsversuche mag man sich damit trösten, dass sich die Wissenschaft immer schwer tut, wenn sie Interaktionsverhältnisse beschreiben soll. Noch nicht einmal so ein Traditionsthema wie das Verhältnis von Politik und Ökonomie darf als hinreichend geklärt gelten.

Festhalten lässt sich: Wir haben zwei Funktionssysteme vor uns mit verwirrend disparaten Handlungslogiken. Die Medien präsentieren Themen am Fließband mit oft kurzen Taktzeiten, ohne dass ihnen irgendein Thema wichtig wäre. Die Politik muss wegen ihrer potentiellen Allzuständigkeit im Grunde jedes Thema annehmen, obwohl ihr nur ihre jeweiligen Themen wichtig sind. Ohne Inhalt, ohne irgendein Thema ist zumindest sprachliche Kommunikation auf Dauer nicht möglich. Deshalb braucht und verbraucht das Mediensystem ständig Themen. Wo es diese herbekommt, ist ihm keine relevante Frage. Wenn die Politik aufmerksamkeitsstarke, kommunikationsfähige Themen liefert, werden sie genommen; wenn nicht, erfinden die Journalisten schon auch einmal selbst welche. The show must go on, genauer: die Kommunikation muss weiter gehen. 

Praxisbezogen sind gesellschaftspolitische und operative Aspekte von Interesse. Gesellschaftspolitisch stehen wir, was das Mediensystem betrifft, vor einem dem Wirtschaftssystem vergleichbaren Problem: Überlässt man es dem Selbstlauf, produziert es gesamtgesellschaftlich unerwünschte Nebenfolgen. Deshalb bedarf es der politischen Intervention und der vorausgehenden öffentlichen Verständigung über die Grenzen der Beliebigkeit massenmedialer Kommunikation. Wenn es anschlussfähig ist und Aufmerksamkeit generiert, setzen die Medien, da kann man sicher sein, nicht nur das Thema Wirtschaftsethik, sondern auch das Thema Medienethik auf ihre Agenda.

Operativ agiert die Öffentlichkeitsarbeit politischer Organisationen subprofessionell, wenn sie sich, wie es die innerorganisatorische Hierarchie verlangt, den politischen Akteuren einfach unterwirft. Andererseits wird sie der Organisation die Medienlogik weder aufzwingen noch unterjubeln können. Der notwendige Versuch, in der Organisation die Medienlogik und in den Medien die Organisationslogik zur Geltung zu bringen, kann verdammt anstrengend sein. Professionelle Öffentlichkeitsarbeit hat wenig Chancen ohne eine Organisationsführung, die begriffen hat, dass sie nicht nur ihre Finanzen in Ordnung, rechtliche Regeln ein halten und Sachfragen entscheiden muss, sondern auch ihre Kommunikation öffentlich wie intern kompetent pflegen muss. Externe professionale Beratung und Unterstützung kann hier helfen, ersetzen kann sie die Selbstaufklärung der Könige, der Kunden, nicht.
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